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Aktuelle Aufgaben der Rechtsentwicklung im RGW
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Mit dem seit nunmehr vierzig Jahren bestehenden Rat für 
Gegenseitige Wirtschaftshilfe verfügen die in ihm vereinten 
sozialistischen Länder über eine bewährte Form der Organi
sierung ihrer wirtschaftlichen und wissenschaftlich-techni
schen Zusammenarbeit. Im Verlauf der historischen Entwick
lung der sozialistischen internationalen Arbeitsteilung wurde 
ihr großer Einfluß auf die sozialökonomische Entwicklung 
aller RGW-Mitgliedsländer deutlich. Unter dem Aspekt, daß 
intensiv erweiterte Reproduktion und sozialistische ökono
mische Integration sich wechselseitig bedingende und beein
flussende Prozesse darstellen, ist die optimale Nutzung der 
Vorteile der wirtschaftlichen und wissenschaftlich-technischen 
Zusammenarbeit der DDR mit der UdSSR und den anderen 
RGW-Ländern ein festes Fundament für die Verwirklichung 
der Wirtschaftsstrategie der SED.l

Gegenwärtig unternehmen die RGW-Länder große An
strengungen, um gemeinsame Lösungen für die vielfältigen 
Fragen einer effektiveren und flexibleren Gestaltung der Re
produktionsprozesse zu entwickeln. Davon zeugen insbeson
dere die Beschlüsse der 43. (außerordentlichen) Tagung des 
RGW (Moskau, 13. und 14. Oktober 1987)2 und der 44. Tagung 
des RGW (Prag, 5. bis 7. Juli 1988)3, die qualitativ neue An
forderungen an die Zusammenarbeit, vor allem bei der Rea
lisierung des Komplexprogramms des wissenschaftlich-tech
nischen Fortschritts bis zum Jahr 2000, stellen. In der Gemein
samen Stellungnahme des Politbüros des Zentralkomitees der 
SED und des Ministerrates der DDR zu den Ergebnissen der 
44. RGW-Tagung wird zum Ausdruck gebracht, daß die DDR 
der weiteren Vervollkommnung der Zusammenarbeit im 
RGW große Bedeutung beimißt. So wird sich die DDR aktiv 
an den erforderlichen Untersuchungen für einen in der Per
spektive zu bildenden vereinigten Markt der RGW-Länder 
beteiligen.4

In den nationalen Leitungs- und Planungssystemen der 
RGW-Länder vollziehen sich zur Zeit bedeutsame Verände
rungen: Sie sind darauf gerichtet, die Eigenverantwortung 
der Wirtschaftsorganisationen zu erhöhen, und räumen diesen 
dabei auch umfangreichere Möglichkeiten ein, die soziali
stische internationale Arbeitsteilung für die Intensivierung 
ihrer Reproduktionsprozesse zu nutzen.5 Auf der Grundlage 
international koordinierter nationaler Pläne und internatio
naler Verträge werden die Wirtschaftsorganisationen (Kombi
nate, Trusts, Vereinigungen, Firmen, Institutionen usw.) der 
RGW-Länder als Kooperationspartner (Käufer — Verkäufer; 
Produzent — Anwender; Auftragnehmer — Auftraggeber 
usw.) direkte Beziehungen in Form von Rechtsverhältnissen 
eingehen, die eine neue Qualität der Zusammenarbeit darstel
len. Daraus ergeben sich höhere Anforderungen an die Ge- 
staltüng der Rechtsgrundlagen der sozialistischen ökonomi
schen Integration. Ausgehend von der historisch belegten Er
kenntnis, daß die Vervollkommnung des Mechanismus der 
ökonomischen Zusammenarbeit auch den weiteren Ausbau 
seines Rechtssystems erfordert, ist zu sichern, daß diese Pro
zesse adäquat gestaltet werden.

Die Rolle der Ständigen Kommission des RGW 
für Rechtsfragen

Im Zusammenhang mit der Umgestaltung des Mechanismus 
der mehrseitigen Zusammenarbeit wurden auf der 43. (außer
ordentlichen) RGW-Tagung Maßnahmen zur Vervollkomm
nung der Struktur des RGW beschlossen. Diese hatten u. a. 
zur Folge, daß das bisherige als „Beratung des RGW für 
Rechtsfragen“ bezeichnete Organ6 in eine Ständige Kommis
sion des RGW für Rechtsfragen umgewandelt wurde.

Nach ihrem Statut hat die Ständige Kommission die Auf
gabe, zur Entwicklung und Vervollkommnung der Rechts
grundlagen der wirtschaftlichen und wissenschaftlich-techni

schen Zusammenarbeit sowie der sozialistischen ökonomischen 
Integration der RGW-Länder beizutragen. Dazu widmet sie 
sich der Untersuchung, Ausarbeitung und Lösung vor allem 
solcher Rechtsprobleme, die mit der Realisierung der pro
grammatischen Dokumente der mehrseitigen Zusammenarbeit 
sowie der Beschlüsse Zusammenhängen, die auf den Tagun
gen des Rates für Gegenseitige Wirtschaftshilfe und seines 
Exekutivkomitees angenommen wurden. Im Mittelpunkt ste
hen folgende Aufgaben;
— die Vervollkommnung der vertragsrechtlichen Normen für 

die wirtschaftliche und wissenschaftlich-technische Zusam
menarbeit und der Verfahrensregeln zur Beilegung von 
Streitigkeiten, die dabei entstehen;

— die Vervollkommnung des rechtlichen Mechanismus der 
mehrseitigen Zusammenarbeit einschließlich der recht
lichen Bedingungen, die für die Erweiterung direkter Pro
duktions- und wissenschaftlich-technischer Beziehungen 
zwischen Wirtschaftsorganisationen der RGW-Länder auf 
vertraglicher Grundlage notwendig sind;

— vergleichende Untersuchungen der nationalen Rechtsnor
men der RGW-Länder, die für die wirtschaftliche und 
wissenschaftlich-technische Zusammenarbeit von Bedeu
tung sind, mit dem Ziel, Vorschläge zur Annäherung dieser 
Rechtsnormen bzw. zu deren Vereinheitlichung auszuar
beiten.
Die Kompetenzen der Ständigen Kommission sind weit

reichender als diejenigen der früheren „Beratung des RGW 
für Rechtsfragen“. Vor allem hat die Kommission das Recht, 
an die RGW-Länder gerichtete Empfehlungen zu Rechtsfragen 
der wirtschaftlichen und wissenschaftlich-technischen Zusam
menarbeit anzunehmen. Diese Empfehlungen sind — wie alle 
Empfehlungen des RGW und seiner Organe — eine bindende 
Entscheidungsform; sie verpflichten die RGW-Länder zur 
Prüfung und Bestätigung. Mit der innerstaatlichen Bestäti
gung werden die Empfehlungen für die Mitgliedsländer 
rechtsverbindlich.

Darüber hinaus ist im Statut der Ständigen Kommission 
vorgesehen, daß die Behandlung von Rechtsfragen der öko
nomischen Zusammenarbeit im Rahmen der Kommission 
durch eine Übereinkunft zwischen den RGW-Landern über 
die Durchführung der von ihnen abgestimmten Maßnahmen 
abgeschlossen werden kann, ohne daß es der Zustimmung des 
Exekutivkomitees oder anderer RGW-Organe bedarf.

Mit der im Statut der Kommission geregelten Erweiterung 
der Kompetenzen wird der Tatsache Rechnung getragen, daß 
das Recht ein unverzichtbarer Bestandteil des Gesamtmecha
nismus der sozialistischen ökonomischen Integration ist. Dar
aus ergibt sich für die Kommission die Verantwortung, die 
neuen Tendenzen der wirtschaftlichen und wissenschaftlich- 
technischen Zusammenarbeit im RGW rechtzeitig durch ge
eignete rechtliche Regelungen zu unterstützen.

Weiterentwicklung des RGW-Vertragsrechts

Aus der gewachsenen Selbständigkeit der Wirtschaftsorgani
sationen der RGW-Länder und ihrer zunehmenden Vereint-
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